
 
 

Ihr kompetenter Partner für betriebliche Altersversorgung 
Mitglied in der Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung e.V. 

Newsletter zur betrieblichen Altersvorsorge vom 31.03.2023  
 

 
Nettolohnanstieg als entlastender Bewertungsmaßstab für die Anpassung der Betriebsrenten 
im Jahr 2023? 
 
Die stark gestiegenen Inflationsraten können zu einem überproportionalen Anstieg der 
handelsbilanziellen Pensionsrückstellungen führen, da für die Erfüllungsbeträge von 
Rentenzusagen auch der zu erwartende Rententrend eingerechnet wird und dieser aufgrund der 
steigenden Teuerungsraten erhöht werden muss. Gleiches gilt für den Gehaltstrend bei 
gehaltsabhängigen Pensionszusagen. 
 
Anpassungsprüfung und -maßstab 
 
Die Entwicklung der Teuerungsrate ist für die Anpassung von betrieblichen Rentenzusagen von 
wesentlicher Bedeutung. Der Arbeitgeber ist nach § 16 Abs. 1 BetrAVG verpflichtet, eine Anpassung 
der laufenden Renten alle drei Jahre zu prüfen und nach billigem Ermessen über eine 
Rentenerhöhung zu entscheiden. Hierbei sind die Belange des Versorgungsempfängers und die 
wirtschaftliche Lage des Unternehmens zu beachten. Die Belange des Versorgungsempfängers 
werden nach der höchstrichterlichen Arbeitsrechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) 
gewahrt, wenn ein Teuerungsausgleich erfolgt und somit der Realwert der Betriebsrente erhalten 
bleibt. Die Teuerungsrate für den Dreijahreszeitraum 01.01.2020 bis 01.01.2023 beträgt z.B. ca. 
14%. 
 
Der Anpassungsbedarf wird aber durch die Nettolohnentwicklung der aktiven Belegschaft begrenzt. 
Nach § 16 Abs. 2 BetrAVG gilt die Anpassungsverpflichtung als erfüllt, wenn die Erhöhung der Rente 
nicht geringer ausfällt als das Minimum aus Anstieg der Teuerungsrate und Nettolohnsteigerung 
vergleichbarer Arbeitnehmergruppen des Unternehmens. 
 
Keine Prüfung bei jährlicher Anpassung um mindestens 1% 
 
Macht das Unternehmen von der Möglichkeit der Vorschrift des § 16 Abs. 3 BetrAVG Gebrauch, 
nämlich unabhängig von seiner wirtschaftlichen Lage die laufenden Renten jährlich um mindestens 
1% zu erhöhen, entfällt die Prüfungspflicht des § 16 Abs. 1 BetrAVG komplett. Diese gesetzliche 
Option ist aber nur für Pensionszusagen zugelassen, die ab 01.01.1999 erteilt wurden (§ 30 c Abs. 1 
BetrAVG). 
 
Prüfungszeitraum ab individuellem Rentenbeginn 
 
Allerdings muss der Anpassungsbedarf nach der BAG-Rechtsprechung nach dem gewählten 
Anpassungsmaßstab (Teuerungsrate oder Nettolohnentwicklung) jeweils für den Zeitraum vom 
jeweiligen individuellen Rentenbeginn bis zum aktuellen Anpassungsstichtag ermittelt werden. Bereits 
vorgenommene Rentenanpassungen in der Vergangenheit werden gegengerechnet. Im Ergebnis 
kann die Nettolohnentwicklung vergleichbarer Arbeitnehmergruppen des Unternehmens bei den 
aktuell hohen Inflationsraten eine deutliche Entlastung des Anpassungsbedarfs beim Unternehmen 
bewirken. Für lange Rentenbezugsphasen und somit lange Prüfungszeiträume wird aber i.d.R. die 
Ermittlung der Nettolohnentwicklung mit hohem administrativem Aufwand verbunden sein. 
 
Wirtschaftliche Lage als Entscheidungskriterium für die Höhe der Anpassung 
 
Bei der Anpassungsprüfung und -entscheidung darf der Arbeitgeber auch seine wirtschaftliche Lage 
berücksichtigen. Die wirtschaftliche Lage des Unternehmens lässt nach der BAG-Rechtsprechung nur 
dann eine Erhöhung der laufenden Renten zu, wenn die Belastung aus der Anpassung der 
Versorgungsverpflichtungen aus den künftigen Unternehmenserträgen und verfügbaren 
Wertzuwächsen getragen werden kann. Dem Unternehmen wird somit eine angemessene 
Eigenkapitalverzinsung und eine ausreichende Eigenkapitalausstattung zugestanden, um seine 
Wettbewerbsfähigkeit nicht zu gefährden. Die angemessene Eigenkapitalverzinsung ergibt sich aus 
einem Basiszins, der der Umlaufrendite öffentlicher Anleihen entspricht, zuzüglich einem Zuschlag 
von 2%-Punkten für das Risiko, dem das investierte Kapital des Unternehmens ausgesetzt ist. 
 



 
 

Ihr kompetenter Partner für betriebliche Altersversorgung 
Mitglied in der Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung e.V. 

Nachholende Anpassung 
 
Hat der Arbeitgeber in der Vergangenheit die Renten nicht um den vollen Anpassungsbedarf 
Teuerung oder Reallohnanstieg) erhöht, obwohl die wirtschaftliche Lage des Unternehmens diese 
Anpassung erlaubt hätte, sind die angesammelten Anpassungsdefizite bei der aktuellen 
Anpassungsentscheidung einzubeziehen und ggf. für die Höhe der künftigen Rentenzahlungen zu 
berücksichtigen (Nachholende Anpassung). 
 
Werden Anpassungen der laufenden Renten in einzelnen Prüfungszeiträumen dagegen aufgrund der 
wirtschaftlichen Lage zu Recht nicht oder nur zum Teil vorgenommen, so sind diese unterbliebenen 
Anpassungen in späteren Prüfungszeiträumen nicht nachzuholen. 
 
Fazit 
 
Es zeigt sich immer wieder, dass eine Auslagerung der Pensionsverpflichtungen ein durchaus 
sinnvoller Weg ist, um genau solche Auswirkungen bilanziell nicht mehr verarbeiten zu müssen. Und 
am Ende kostet eine Auslagerung auch nicht mehr, als was an Renten bezahlt werden muss, sofern 
die Auslagerung vernünftig gestaltet wurde. 
 
Für weitere Fragen stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 
Jürgen Abstreiter 
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